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Bekanntmachung 
Allgemeinverfügung 

der Stadt Moers vom 04.01.2023 

zur Regelung eines Ausübungsverzichts hinsichtlich der städtischen Vorkaufsrechte im Sinne 
des § 31 des Denkmalschutzgesetzes beim Kauf von Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz 

und der Erbbaurechtsverordnung 

Die Stadt Moers erklärt auf der Grundlage von § 31 des nordrhein-westfälischen Denkmalschutzgesetzes (Denkmalschutz-
gesetz – DSchG NRW) vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 662; SGV. NRW. 224) im Wege der Allgemeinverfügung: 

Die Stadt Moers wird das ihr in § 31 des Denkmalschutzgesetzes eingeräumte Vorkaufsrecht beim Kauf von Grundstücken 
im Gemeindegebiet, auf oder in denen sich eingetragene Denkmäler oder ortsfeste Bodendenkmäler befinden, nicht ausü-
ben, sofern es sich hierbei um einen Kauf von Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz oder nach der Erbbaurechts-
verordnung handelt. 

Diese Allgemeinverfügung lässt die Pflicht der Stadt Moers zur Ausstellung eines Negativattests bei Kaufverträgen über 
Rechte nach dem Wohnungseigentumsgesetz sowie nach der Erbbaurechtsverordnung für alle ab dem Tage der Bekannt-
machung getätigten Kaufvertragsabschlüsse entfallen. 

Die Stadt Moers behält sich hiermit ausdrücklich vor, den zuvor beschriebenen Ausübungsverzicht für zukünftig abzuschlie-
ßende Kaufverträge durch eine neugefasste Allgemeinverfügung zu widerrufen. 

Begründung 
Mit In-Kraft-Treten des neuen nordrhein-westfälischen Denkmalschutzgesetzes (Denkmalschutzgesetz-DSchG NRW, GV. 
NRW. 2022 S. 662) zum 01.06.2022 wurde auf der Grundlage des § 31 DSchG NRW ein gesetzliches Vorkaufsrecht für einge-
tragene Denkmäler und ortsfeste Bodendenkmäler eingeführt. Die Städte und Gemeinden werden daher seit dem 
01.06.2022 vornehmlich durch Notarinnen und Notare um Erklärung über das Bestehen und die Ausübung eines denkmal-
rechtlichen Vorkaufsrechts gebeten. Diese Erklärung ist im Rahmen der Abwicklung der notariellen Kaufverträge von erheb-
licher Bedeutung, da von ihrem Eingang in der Regel die Fälligkeit des Kaufpreises abhängig gemacht wird und ohne sie 
der Kaufvertrag nicht vollzogen werden kann. Insofern ist von den Städten und Gemeinden ein sogenanntes Negativattest 
auszustellen. 

Das Vorkaufsrecht nach § 31 Abs. 1 DSchG NRW umfasst grundsätzlich auch den Kauf von Rechten nach dem Wohnungsei-
gentumsgesetz sowie nach der Erbbaurechtsverordnung. 

Nach heutigem Kenntnisstand der Unteren Denkmalbehörde ist es für die Stadt Moers nicht ersichtlich, bezogen auf einge-
tragene Denkmäler und ortsfeste Bodendenkmäler bei Veräußerungen nach dem Wohnungseigentumsgesetz oder der Erb-
baurechtsverordnung ein Vorkaufsrecht auszuüben. 

Um die Abwicklung der notariellen Kaufverträge nicht unnötig zu verzögern und unverhältnismäßige zusätzliche Arbeitsbe-
lastungen der mit dem Vorkaufsrecht befassten Dienststellen und der Notarinnen und Notare zu vermeiden, hat sich die 
Stadt Moers nach erfolgter Prüfung zum o. g. Ausübungsverzicht per Allgemeinverfügung entschieden. 
Durch den Erlass dieser Allgemeinverfügung entfällt bei Käufen von Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz und der 
Erbbaurechtsverordnung die städtische Pflicht zur Ausstellung eines Negativattests, sodass die Abwicklung des notariellen 
Kaufvertrags ohne das Negativattest vollzogen werden kann. Ein gesondertes Zeugnis über die Nichtausübung des Vorkauf-
rechtes bedarf es nicht mehr. 

Bekanntgabe 
Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Moers als bekanntgegeben. Flan-
kierend wird die Allgemeinverfügung auf der Internetseite der Stadt Moers abrufbar sein. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist 
beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erklären.  
Die Klage kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts er-
hoben werden. Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 
Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gem. § 55 a 
Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Es muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Die technischen Rahmen-
bedingungen für die Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Elektronischer Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. November 2017 (BGBL. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 

Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, eine Behörde oder eine juristische Person des öffentli-
chen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, 
muss sie nach § 55d Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument übermittelt werden. Dies gilt nach § 55d Satz 2 VwGO auch 
für andere nach der VwGO vertretungsberechtigte Personen, denen ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Absatz 4 Satz 
1 Nr. 2 VwGO zur Verfügung steht. 

Ist eine Übermittlung als elektronisches Dokument aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt auch bei 
diesem Personenkreis nach § 55d Satz 1 und 2 VwGO die Klageerhebung mittels Schriftform oder zu Protokoll des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unver-
züglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 

Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 

Moers, den 04.01.2023 

Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Thoenes 
Erster Beigeordneter 

http://www.justiz.de/
www.justiz.de
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Bekanntmachung der Stadt Moers 

Bebauungsplan Nr. 227 der Stadt Moers, Mitte (Innenstadt) 
Aufstellungsbeschluss 

Aufstellungsbeschluss 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Planen und Umwelt des Rates der Stadt Moers hat in seiner Sitzung am 17.11.2022 be-
schlossen: 

die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 227 der Stadt Moers, Mitte (Innenstadt) gemäß § 2 Baugesetz-
buch (BauGB). 

Räumlicher Geltungsbereich:  
Der Geltungsbereich umfasst große Teilbereiche der Innenstadt der Stadt  Moers (Moers Mitte) und wird  
begrenzt:  
 
im Norden   durch die Flächen des ehemaligen Finanzamtes an der Un-

terwallstraße  und  durch den Nordring     
im Osten      durch  den Ostring und die Uerdinger Straße  
im Süden      durch den Schlosspark   
im Westen       durch  die Krefelder Straße.  

Der Geltungsbereich geht aus der Karte zum Aufstellungsbeschluss hervor und ist dort geometrisch ein-
deutig abgegrenzt. 

Der aufzustellende Bebauungsplan soll die zulässige und unzulässige Gestaltung baulicher Anlagen, so-
weit an ihnen Veränderungen vorgenommen oder sie neu errichtet werden, regeln. 
Daneben sollen den Erfordernissen des Klimaschutzes und der Klimawandelanpassung im erforderlichen 
Maß Rechnung getragen werden. 
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Karte zum Aufstellungsbeschluss 

Der vom Ausschuss für Stadtentwicklung, Planen und Umwelt des Rates der Stadt Moers am 17.11.2022 gefasste Aufstel-
lungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Moers, den 10.01.2023 

Der Bürgermeister 
In Vertretung 
Kamp 
Technischer Beigeordneter 
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Wirtschaftsförderungs- und Struktur-
entwicklungsgesellschaft Moers mbH 

Bekanntmachung 

Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft Moers mbH hat am 
21.12.2022 den Jahresabschluss zum 31.12.2021 festgestellt und über den Jahresfehlbetrag wie folgt beschlossen: 

1. Der Jahresabschluss der Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft Moers mbH zum 31.12.2021
wird mit einer Bilanzsumme von 868.489,42 € und einem Jahresüberschuss von 20.245,85 € festgestellt.

2. Der Jahresüberschuss wird auf neue Rechnung vorgetragen.
3. Der Geschäftsführung wird für das Jahr 2021 Entlastung erteilt.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Vinken-Görtz-
Lange und Partner hat am 09.11.2022 folgenden Bestätigungsvermerk erteilt: 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft Moers mbH, Moers 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft Moers mbH, Moers, - be-
stehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1.Januar 
bis zum 31.Dezember2021 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
- geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft Mo-
ers mbH, Moers, für das Geschäftsjahr vom 1.Januar bis zum 31. Dezember 2021 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen  Vorschriften  und  vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den  tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2021 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1.Januar  bis zum 31.Dezember2021
und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesent-
lichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt  die Chancen und Risiken  der zukünftigen Entwicklung zutreffend  dar.  Unser Prüfungsurteil zum 
Lagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der oben genannten Erklärung zur Unternehmensführung. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und 
berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen An-
forderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalge-
sellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in 
Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie da-
für verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bi-
lanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lage-
bericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen 
können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und  beurteilen wir die Risiken wesentlicher  - beabsichtigter oder unbeabsichtigter  - falscher Darstellun-
gen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen  als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsur-
teile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht  aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher 
als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen  bzw. das Außerkraftsetzen interner  Kontrollen  beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten  internen Kontrollsystem und 
den für  die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und  Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, 
die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 
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• beurteilen wir die Angemessenheit der von  den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammen-
hängenden Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der  Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf  der Grundlage der erlangten Prü-
fungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die
bedeutsame Zweifel  an der Fähigkeit  der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungs-
vermerk auf die dazugehörigen  Angaben  im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen  oder, falls die-
se Angaben unangemessen sind, unsere Prüfungsurteile zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum  unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann.  

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob  der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den  tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss,  seine Gesetzesentsprechung und das von ihm 
vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den  gesetzlichen Vertretern  dargestellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht  durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die
den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und  beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein  eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu  den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab.
Es besteht ein erhebliches  unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von  den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der 
Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen. 

Duisburg, den 9. November 2022 

VINKEN • GÖRTZ • LANGE • UND PARTNER 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft 

gez. 
Dipl.-Kfm. Stephan Lange 
Wirtschaftsprüfer 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 02.01.2023 bis zum 03.02.2023 in den Geschäftsräumen der Gesell-
schaft, Rathausplatz 1, 2. OG, Raum 2.028, 47441 Moers, zwischen 08.00 - 12.00 Uhr, aus. 

Moers, 21.12.2022 

gez. gez. 
Wolfgang Wittpoth Dr. Ralf Worgul 
Geschäftsführer Geschäftsführer 
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Konzernabschluss der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR für das Geschäftsjahr 2021 

Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 

Die mit der Prüfung  des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts beauftragte  
PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf, hat am 5. 12.2022 folgenden Bestätigungs-
vermerk erteilt:  
 
An die ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR, Moers  
Prüfungsurteile  
Wir haben den Konzernabschluss der ENNI Stadt & Service Niederrhein AöR, Moers, und ihrer  
Tochtergesellschaften (der Konzern) –  bestehend aus der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2021,  
der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, dem Konzerneigenkapitalspiegel und der Konzernkapitalflussrechnung für das  
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis  zum 31. Dezember 2021 sowie dem  
Konzernanhang, einschließlich  der Darstellung  der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden –  geprüft.  
Darüber hinaus haben wir  den  Konzernlagebericht der ENNI Stadt & Service Niederrhein  
AöR für das Geschäftsjahr vom  1. Januar  bis zum 31. Dezember 2021 geprüft.  
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse  
• entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der  deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung  ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage des Konzerns zum 31. Dezember 2021 sowie seiner Ertragslage 
für das Geschäftsjahr  vom 1. Januar  bis zum 31. Dezember 2021 und 
• vermittelt der beigefügte Konzernlagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Konzerns. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Konzernlagebericht in Einklang mit  dem 
Konzernabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend  dar. 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen  gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts geführt hat. 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des  Konzernabschlusses und des  Konzernlageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt  „Verantwortung  des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts“  unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend  beschrieben. Wir  sind von den Konzernunternehmen unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und  berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen  erfüllt. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend  und geeignet 
sind, um als Grundlage für  unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht zu dienen. 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und  des Verwaltungsrats für den Konzernabschluss  und 
den Konzernlagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind  verantwortlich für  die Aufstellung des Konzernabschlusses, der den 
deutschen handelsrechtlichen  Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Konzernabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Konzerns vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter  verantwortlich für  die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig  bestimmt haben, um die Aufstellung eines Konzernabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen  –  beabsichtigten  oder unbeabsichtigten  –  falschen Darstellungen 
ist. 
Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter  dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit des Konzerns zur  Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
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haben sie die Verantwortung, Sachverhalte  in Zusammenhang  mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich,  
auf der Grundlage  des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit  
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder  rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.  
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Konzernlageberichts,  
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns vermittelt sowie in  allen wesentlichen  
Belangen mit dem Konzernabschluss  in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften  
entspricht und  die Chancen  und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt.  
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen  
(Systeme), die sie a ls notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Konzernlageberichts in  
Übereinstimmung mit  den anzuwendenden  deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen,  
und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Konzernlagebericht erbringen zu  
können.  
Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung  des Rechnungslegungsprozesses  des  
Konzerns zur Aufstellung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts.  
Verantwortung des Abschlussprüfers für d ie Prüfung des Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts  
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzernabschluss als  
Ganzes frei von wesentlichen  –  beabsichtigten oder  unbeabsichtigten  –  falschen Darstellungen ist,  
und ob der Konzernlagebericht  insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns vermittelt  
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss sowie mit den bei der Prüfung  
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht  
und  die Chancen  und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen  
Bestätigungsvermerk zu  erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum  
Konzernlagebericht beinhaltet.  
Hinreichende Sicherheit ist ein  hohes Maß an Sicherheit, aber  keine Garantie dafür, dass eine in  
Übereinstimmung mit  § 317 HGB unter Beachtung  der  vom Institut  der Wirtschaftsprüfer (IDW)  
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung  
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen  
oder Unrichtigkeiten  resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise  
erwartet  werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt  die auf der Grundlage dieses Konzernabschlusses und Konzernla-
geberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten  
beeinflussen.  
Während  der Prüfung üben wir  pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.  
Darüber hinaus  
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher  –  beabsichtigter oder unbeabsichtigter 
– falscher Darstellungen im Konzernabschluss und im Konzernlagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen  als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen 
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen  bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können. 
• gewinnen wir  ein Verständnis von dem für die Prüfung des Konzernabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und  den für  die Prüfung des Konzernlageberichts relevanten Vorkehrungen 
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die  unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht  mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit  dieser 
Systeme abzugeben. 
• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen  Vertretern  angewandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit  der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit  des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung  der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang  mit Ereignissen oder Gegebenheiten  besteht,  die bedeutsame Zweifel an der 
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Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls  
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet,  
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Konzernabschluss und im Konzernlagebericht  
aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser  
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf  der  
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise.  
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Konzern seine  
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  
• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und  den Inhalt des Konzernabschlusses einschließlich 
der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der Konzernabschluss unter Beachtung  der  deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. 
• holen wir ausreichende geeignete Prüfungsnachweise für die Rechnungslegungsinformationen 
der Unternehmen oder Geschäftstätigkeiten innerhalb des Konzerns ein, um Prüfungsurteile 
zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht abzugeben. Wir sind verantwortlich für 
die Anleitung, Überwachung  und Durchführung der Konzernabschlussprüfung. Wir  tragen die 
alleinige Verantwortung für  unsere Prüfungsurteile. 
• beurteilen wir den  Einklang des Konzernlageberichts mit dem Konzernabschluss, seine Gesetzesentsprechung 
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Konzerns. 
• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern  dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Konzernlagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den  zukunftsorientierten Angaben 
von den gesetzlichen Vertretern  zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und  beurteilen 
die sachgerechte Ableitung  der  zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen  geben  wir nicht ab. Es  besteht ein  erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem  den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung  der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während  unserer Prüfung feststellen. 
Düsseldorf, den 5. Dezember 2022 
PricewaterhouseCoopers GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
gez. Stephan Schims     
Wirtschaftsprüfer    

gez. ppa. Christian Storms 
Wirtschaftsprüfer  

 
 

Auslage der Unterlagen 
Der Konzernabschluss und Konzernlagebericht liegen ab dem Zeitpunkt des Erscheinens dieser Ausgabe des Amtsblatts für 
sechs Wochen in den Geschäftsräumen der Gesellschaft, Am Jostenhof 15 in Moers, während der Geschäftszeiten zur Ein-
sichtnahme aus. 

Stefan Krämer Lutz Hormes Dr. Kai Gerhard Steinbrich 
Vorstandsvorsitzender Vorstand Vorstand 
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Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2021 
der Linksniederrheinischen Entwässerungs-Genossenschaft 

Die Genossenschaftsversammlung der Linksniederrheinischen Entwässerungs-Genossenschaft hat am 30. November 2022 
den testierten Jahresabschluss 2021 festgestellt. 
Der Jahresabschluss wird gemäß § 33 LINEGG i. V. m. § 16 der Satzung der LINEG 
durch Veröffentlichung im Internet (www.lineg.de) öffentlich bekannt gemacht. 
Die bekannt gemachten Dokumente können zudem während der Dienstzeiten bei der 
Linksniederrheinischen Entwässerungs-Genossenschaft, Friedrich-Heinrich-Allee 64, 47475 Kamp-Lintfort eingesehen wer-
den. 

Kamp-Lintfort, den 30. November 2022 

Der Vorstand 
gez. Dipl.-Ing. Volker Kraska 

Kraftloserklärung  eines Sparkassenbuches  
 

Das von der Sparkasse am Niederrhein ausgestellte Sparkassenbuch Nr. 3101517799  wird gemäß  AVV zum SpkG NW   
Abschnitt 6 Ziffer 6.1 mit  dem heutigen Tag für kraftlos erklärt, nachdem  Rechte Dritter auf  die Urkunde des am  
25.08.2022  erfolgten Aufgebotes nicht angemeldet wurden  
 
Moers, den  27.12.2022  
Sparkasse am Niederrhein  
Der Vorstand  

 
 
 

Kraftloserklärung  eines Sparkassenbuches  
 
Das von der Sparkasse am Niederrhein  ausgestellte Sparkassenbuch Nr. 3007365319 wird gemäß AVV zum SpkG NW   
Abschnitt 6 Ziffer 6.1 mit  dem heutigen Tag für kraftlos erklärt, nachdem Rechte Dritter auf  die Urkunde des am  
27.09.2022 erfolgten Aufgebotes nicht angemeldet wurden.  
 
Moers, den 18.01.2023  
Sparkasse am Niederrhein  
Der Vorstand  

http://www.lineg.de/
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